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UVMB 

Die Rohstoff- und Bergbauindustrie wendet sich vehement gegen die Auflösung des 
Thüringer Landesbergamtes gemäß Artikel 8 § 1 (1) des Gesetzentwurfes und die 
damit verbundene Aufgabenübertragung gemäß Artikel 8 § 1 (3) an das neu zu 
errichtende Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz. 
Die Rohstoff- und Bergbauindustrie hat bereits in der 5. Legislaturperiode (2009 bis 2014) 
aber auch im laufenden Verfahren zur Thüringer Verwaltungsreform seit Januar 2018 
mehrfach Ihre Belange vorgetragen, die wir unserer Stellungnahme beifügen möchten. 

Verbändebrief an die Thüringer Ministerpräsidentin Christine Lieberknecht vom 
05.12.2013 

Gespräch mit der Präsidentin des Thüringer Landtags Birgit Diezel und dem 
Staatssekretär im Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und 
Naturschutz Roland Richwien am 13.03.2014 

Übergabe der Forderungen der Thüringer Rohstoff- und Bergbauindustrie an den 
Thüringer Minister für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft Wolfgang 
Tief ensee auf,  dem 16. Baustoffkolloquium in Weimar am 21.03.2017/04.04.2017 

Schreiben an den Thüringer Ministerpräsidenten Bodo Ramelow im Nachgang zum 
Thüringer Baustofftag vom 06.07.2017 

Stellungnahme des UVMB zur Verwaltungsreform gerichtet an den Thüringer 
Ministerpräsidenten Bodo Ramelow vom 29.01.2018 

Stellungnahme des UVMB zur Verwaltungsreform gerichtet an die Thüringer 
Ministerin für Umwelt, Energie und Naturschutz Anja Siegesmund vom 29.01.2018 

Verbändebrief an den Thüringer Ministerpräsidenten Bodo Ramelow zur Thüringer 
Verwaltungsreform vom 27.02.2018 
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Weiterhin haben sich zahlreiche Unternehmen der Rohstoff- und Bergbauindustrie 
zur Verwaltungsreform geäußert. Die standardisierten Rückantworten, die keinen 
Bezug zur Erfahrungswelt der Unternehmen herstellen konnten, waren nicht 
geeignet, die Befürchtungen der Unternehmen auszuräumen. 

Am Ende des Prozesses müssen wir feststellen, dass mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf die Anforderungen und die Erwartungshaltung der Thüringer 
Wirtschaft an eine Verwaltungsreform im Freistaat Thüringen nicht erfüllt worden sind. 
Zudem müssen wir auch den Verlauf des Beteiligungsverfahrens und das 
Problembewusstsein des Thüringer Ministeriums für Umwelt, Energie und Naturschutz 
für die wirtschaftlichen Belange unserer Branche kritisieren. 
In diesem Zusammenhang verweisen wir insbesondere auf den Verbändebrief an den 
Thüringer Ministerpräsidenten vom 27. Februar 2018, der nicht nur von den Verbänden 
der Rohstoff- und Bergbauindustrie sondern auch vom Verband der Wirtschaft 
Thüringens unterzeichnet worden ist. 
Am 9. August 2018 fand zwar ein Gespräch zwischen Vertretern der Rohstoff- und 
Bergbauindustrie Thüringens und dem Staatssekretär im Thüringer Ministerium für Umwelt, 
Energie und Naturschutz Olaf Möller statt. Hier wurde von Seiten der Wirtschaft noch einmal 
klar und deutlich dargestellt, wo die Defizite in der Verwaltungsreform liegen und welche 
Anforderungen die Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens an eine Reform der 
Umweltverwaltung hat. 
Obwohl die Wirtschaft seit über 5 Jahren kontinuierlich die Problemlagen vorgetragen hat, 
gab es im Vorfeld der Verwaltungsreform vom zuständigen Ministerium keine 
Gesprächsangebote. Am Ende des Prozesses — so unser Eindruck nach dem Gespräch vom 
9. August 2018 — ist man mit der öffentlichen Anhörung zur Verwaltungsreform zwar 
formalen Anforderungen nach Beteiligung der Wirtschaft nachgekommen, an einer 
inhaltlichen Diskussion bestand offensichtlich wenig Interesse. Wir hätten uns an dieser 
Stelle eine viel frühere und intensivere Einbeziehung gewünscht. Wir haben in den 
vergangenen 5 Jahren mehrfach unsere Gesprächsbereitschaft bekundet. Letztlich wurde 
uns zu diesem Gesprächstermin von Staatssekretär Olaf Möller ein „alternativloses 
Endergebnis" präsentiert, welches die Wirtschaft so zu akzeptieren hat. 

1. Regelungsbedürfnis für das Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 

Ausgehend vom Regelungsbedürfnis, welches dem Gesetzentwurf• unter Punkt A 
vorgeschaltet  it,  bestehen Zweifel an der Notwendigkeit der Auflösung des Thüringer 
Landesbergamtes. 

An dieser Stelle sollen einige Schlagworte und Regelungserfordernisse aus dem 
Gesetzentwurf angeführt werden: demographischer Wandel, zu erwartende finanzielle 
Entwicklung der öffentlichen Haushalte, Spezialisierungsnotwendigkeit der öffentlichen 
Verwaltung. Viele der dort aufgeführten Maßgaben haben nur eine sehr eingeschränkte 
Auswirkung auf die Thüringer Rohstoff- und Bergbauindustrie. 

Das Thüringer Landesbergamt ist die zentrale Aufsichts- und Genehmigungsbehörde für die 
Rohstoff- und Bergbauwirtschaft. Sie schafft die genehmigungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die wirtschaftlichen Aktivitäten unserer Industrie und sichert damit dem Freistaat 
Thüringen langfristig wichtige Steuereinnahmen. 
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Gleichzeitig wird auf der Grundlage der Arbeit des Thüringer Landesbergamtes die Feldes-
und Förderabgabe für bergfreie Bodenschätze eingezogen, die direkt in den Landeshaushalt 
einfließt. Im Vergleich zu anderen Landesbehörden erhebt das Thüringer Landesbergamt 
Verwaltungsgebühren beispielsweise für die Zulassung von Betriebsplänen und finanziert 
sich somit zu einem gewissen Teil selbst. 

Rohstoffe stehen am Anfang der Wertschöpfungskette. Die gesamte Wertschöpfungskette 
im Bauwesen hängt unmittelbar an der Gewinnung von Steine- und Erden-Rohstoffen. 75 % 
der wertmäßigen Produktion der Steine und Erdenindustrie bilden Vorleistungen für die 
Bauwirtschaft. Die verbleibenden 25 % entfallen auf SE-Rohstoffe, die als Rohstoff und 
Ausgangsstoff in anderen Industriesektoren außerhalb der SE-Industrie eingesetzt werden. 
Als wichtige wären hier zu nennen: die Gießerei-, Stahl-, Chemie-, Papier-, Glasindustrie, 
Land- und Forstwirtschaft und Umweltschutz. In Thüringen gibt es überregional bedeutsame 
Standorte für die Steine- und Erdenindustrie, die auf bergrechtliche Genehmigungen 
angewiesen sind. Stellvertretend sollen nachfolgend einige wenige aufgeführt werden: 

Kalksteingewinnung in Deuna — Herstellung von Zement — Einsatz des Zement in 
Transportbeton und Betonfertigteilwerken — Einsatz des Beton in Thüringer Bauprojekten 
Tongewinnung bei Mühlhausen (Großengottern) — Produktion von 33 Mio. Tondach-
ziegeln 
Gipsgewinnung im Südharz (Für die Gips-Industrie im Südharz liegt eine 
regionalökonomische Analyse des DIW vom November 2015 vor, die sehr eindrucksvoll 
die wirtschaftlichen Effekte am Beispiel des Rohstoffes Gipses zeigen, kann bei Bedarf 
zur Verfügung gestellt werden.) 
Gewinnung von Dolomiten bei Wünschendorf — Produktion von Dolomit-Produkten 

Verschlechterungen der Rahmenbedingungen, zu denen auch eine nicht 
anforderungsgerechte Verwaltungsstruktur gehört, haben erhebliche wirtschaftliche 
Auswirkungen, nicht nur auf die Rohstoff- und Bergbauindustrie, sondern auf weitere 
Industriebranchen, die auf diese Rohstoffe angewiesen sind. 

Auch die öffentliche Hand als wichtiger Auftraggeber von Bauleistungen kann nicht an einer 
Erhöhung von Baupreisen interessiert sein, die auf eine Verschlechterung der Rahmen-
bedingungen bei der Produktion von Baurohstoffen zurückzuführen sind. 

Daten und Fakten zum Bergbau in Thüringen 
Anzahl der Betriebe:  ca.  140 
Anzahl der direkt Beschäftigten: 2.800 
Gewonnene Rohstoffmengen: 

• ca.  20 Mio. Tonnen Steine- und Erden-Rohstoffe  (ca.  135 Betriebe überwiegend 
mittelständisch geprägt) 

• ca.  2,2 Mio. Tonnen Kalisalz 
• 0,27 Mio. Tonnen Steinsalz- und Industriesole 
• 20 Mio. m3  Erdgas 

Verwertung von mineralischen Abfällen im Rahmen der Bergbausanierung und 
Wiedernutzbarmachung: 

• 1,5 Mio. Tonnen Kalihaldensanierung im Südharzrevier 
• 0,8 Mio. Tonnen untertägiger Versatz im Kalibergbau 
• 5,5 Mio. T'onnen Verwertung von mineralischen Abfällen in Tagebauen 

Umsatz der Bergbau- und Rohstoffwirtschaft in Thüringen:  ca.  400 Mio. € pro Jahr 
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Das Thüringer Landesbergamt ist eine Fachbehörde, in der sich in einem hohen Maße 
Spezialwissen konzentriert. Die Daten und Fakten zum Bergbau in Thüringen machen es 
deutlich: Thüringen hat nicht nur eine lange Bergbautradition, sondern ist ein echtes 
Bergbauland mit einem hoch spezialisierten Bergbau. In Thüringen sind alle Formen des 
Bergbaus vertreten (Tagebau, Tiefbau, Bohrloch- und Sanierungsbergbau). Ein Verlust an 
Fachkompetenz in der Thüringer Bergverwaltung hat gravierende wirtschaftliche, 
gesellschaftliche, aber auch umweltpolitische Auswirkungen. An den Thüringer Bergbau sind  
ca.  2.800 direkt Beschäftigte gebunden. Die Zahl der Beschäftigten in der 
weiterverarbeitenden Industrie, die auf diese Rohstoffe angewiesen ist, beläuft sich auf mehr 
als 15.000 Beschäftigte. Erfahrungsgemäß entfallen auf einen Arbeitsplatz in der 
Rohstoffindustrie 5 bis 8 Arbeitsplätze in diesen Industriezweigen. 

Der demografische Wandel hat für die Bergbau- und Rohstoffindustrie einen vergleichsweise 
geringen Einfluss. Anders als bei Planungen im sozialen Bereich sowie in der Raum- und 
Siedlungsstruktur (Schul- und Krankenhausplanung, Stadtentwicklung, Entwicklung länd-
licher Raum usw.) entstehen durch den Bevölkerungsrückgang in Thüringen für die Rohstoff-
und Bergbauindustrie keine einschneidenden Veränderungen. Der Umfang an Prüfpflichten 
im Rahmen von bergrechtlichen Zulassungen wird sich nicht verringern, in diesem 
Themenkomplex ist eher von steigenden Anforderungen an die Zulassung von 
Bergbauvorhaben auszugehen. Ebenso wird der demografische Wandel nicht zu einer 
Reduzierung der Betriebspflichten selbst bei rückläufiger Produktion führen. 

2. Leitlinie der Thüringer Verwaltungsreform 

Die Thüringer Verwaltungsreform folgt im Wesentlichen vier Leitlinien: 

- Zweistufigkeit der Landesverwaltung 
- Grundsatz der Einräumigkeit der Verwaltung 

Aufgabenkritik (ständige Überprüfung der Organisationsform und des Personalein- 
satzes in Bezug auf die zu erfüllenden Aufgaben) 

- Deregulierung, Entbürokratisierung sowie Standardabbau und -überprüfung) 

Ausgehend von den Leitlinien der Verwaltungsreform ist ein Regelungserfordernis für 
das Thüringer Landesbergamt nicht erkennbar. 

Die Thüringer Bergverwaltung erfüllt bereits heute die nach den Leitlinien geforderte 
Zweistufigkeit und Einräumigkeit. Im Jahr 2002 gab es eine grundlegende Strukturreform der 
Thüringer Bergverwaltung, in der die Zweistufigkeit umgesetzt worden ist. 

Gegenwärtig gibt es einen breiten Konsens darüber, dass Thüringen eine Bergverwaltung 
benötigt. Die Aufgaben, die von der Bergverwaltung wahrgenommen werden, lassen sich 
nicht kommunalisieren. Auch zum Personaleinsatz besteht Einigkeit. Ausgehend von der 
Erfüllung der Zweistufigkeit, Einräumigkeit und der gegenwärtig von der Wirtschaft als sehr 
gut funktionierend eingeschätzten Bergverwaltung ist nicht erkennbar, warum das Thüringer 
Landesbergamt aufgelöst werden soll. Die Rohstoff- und Bergbauindustrie, die die 
Dienstleistungen des Thüringer Landesbergamts nutzt, kann kein Regelungsbedürfnis 
erkennen. 

Zum Thema Deregulierung, Entbürokratisierung sowie Standardabbau und -überprüfung 
ergeben sich kaum oder nur wenige Ansätze. Ein Standardabbau im Rahmen bergrechtlicher 
Zulassung ist nicht möglich. Für die Arbeit der Bergverwaltung gibt es mit dem 
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Bundesberggesetz einen rechtlich klar umrissenen Rahmen. An dieser Stelle möchten wir 
aber zum Ausdruck bringen, dass die nach dem Gesetzentwurf vorgesehene Eingliederung 
der Thüringer Bergverwaltung in ein Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz eher 
im Widerspruch zu dieser Leitlinie steht. 

Das Thüringer Landesbergamt in der heutigen Form ist durch eine flache Hierarchie 
gekennzeichnet. Diese Organisationsform mit kurzen Entscheidungswegen, einer direkten 
Ansprache des zuständigen Mitarbeiters und eine Bündelungsfunktion, die das Amt 
wahrnimmt, werden von den Unternehmen unserer Industrie als großer Vorteil 
herausgestellt. Die neue, deutlich steilere Struktur des Landesamtes für Umwelt, Bergbau 
und Naturschutz biete diese Vorteile nicht. Es ist zu befürchten, dass 
Entscheidungsprozesse durch neue, zusätzliche Hierarchie- bzw. Verwaltungsebenen 
deutlich länger werden. Weiterhin wird der Entscheidungsspielraum auf der Ebene des 
Bearbeiters deutlich eingeschränkt. Zudem ist bekannt, dass steile Hierarchien keinen Vorteil 
im Wettbewerb um qualifizierte Arbeitskräfte bilden, denen sich auch der Freistaat Thüringen 
stellen muss. Die Thüringer Verwaltungsreform steht dem gesellschaftlichen Trend 
entgegen, der dem Umbau zu flachen Organisationsformen mit mehr Eigenverantwortung 
des Mitarbeiters folgt. 

Der grundsätzliche Fehler der Thüringer Verwaltungsreform in Bezug auf die 
Thüringer Umweltverwaltung liegt in der Erhebung einer naturwissenschaftlich-
technischen Einrichtung (TULG) mit • Beratungsfunktion zu einer oberen 
Landesbehörde mit umfangreichen Vollzugsaufgaben. Die Angliederung von 
Vollzugsaufgaben aus dem Bereich des Landesverwaltungsamtes und des Thüringer 
Landesbergamtes an eine Behörde, die wie die TLUG bisher kaum Vollzugsaufgaben 
wahrgenommen hat, wird zu einem deutlichen Qualitätsverlust sowohl bei der 
naturwissenschaftlich-fachlichen Beratung als auch beim Vollzug führen. Die Defizite 
im Vollzug werden vor allem zu Lasten des Wirtschaftsstandortes Thüringen gehen und 
müssen von der Wirtschaft getragen werden. Es ist schon jetzt absehbar, dass in dieser 
Behördenstruktur ein erhebliches Konfliktpotential steckt. Insbesondere wird es bei diesem 
breiten Aufgabenspektrum sehr stark von Einzelpersonen abhängen (Leitungsebene 
Abteilungsleiter und höher), welche Prioritäten im Verwaltungshandeln gesetzt werden. 
Letztlich bestimmen auch Verwaltungsstrukturen die Effizienz und Effektivität der 
Aufgabenerfüllung einer Behörde. 
Auch die Stellenausschreibungen für die zukünftige Behördenleitung (Stellenaus-
schreibungen des Thüringer Ministeriums für Umwelt, Energie und Naturschutz vom 12. Juli 
2018 für den/die Präsidenten/in [Kennziffer 07003.1/6-12] bzw. den/die Vizepräsidenten/in 
[Kennziffer 07003.1/6-12] des TLUBN) lassen erkennen, dass den Verantwortlichen der 
Strukturreformen der Thüringer Umweltverwaltung weder die Aufgaben noch die Prozesse, 
die zur Erfüllung dieser Aufgaben notwendig sind, in vollem Umfang bewusst sind, ganz 
abgesehen von den wirtschaftlichen Konsequenzen. 
Der gesamte, den Bergbau umfassende Aufgabenbereich wird in den Stellenaus-
schreibungen lediglich unter dem Wort „Bergbauverwaltung" in Kombination mit 
geologischen Aufgaben zusammengefasst. Die wirtschaftliche Dimension und die 
Verantwortung, die sich aus Vollzugsaufgaben beispielsweise im Bergbau, aber auch 
aus dem technischen Umweltschutz ergeben, spiegeln sich in den Stellenaus-
schreibungen in keiner Weise wider. Auch die Verortung der Aufgaben als 
Geologischer Landesdienst ist in der Stellenausschreibung völlig unzureichend 
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abgebildet, zeigt aber auch, welche Prioritäten im zuständigen Ministerium gesetzt 
werden. In diesem Zusammenhang verfestigt sich unsere Auffassung, welche wir auch in 
dem Gespräch mit Staatssekretär Olaf Möller am 9. August 2018 gewonnen haben, dass 
dem zuständigen Ministerium die wirtschaftliche Bedeutung des Thüringer Landesbergamtes 
sowie dessen vielfältige Aufgaben und die wichtigen Dienstleistungsfunktionen, die der 
Geologische Dienst für die Wirtschaft erbringt, nur ansatzweise bekannt sind. Auch 
parteipolitische Motivationen zu einer Regulierung und Abwertung des Bergbaus und der 
Geologie können wir mittlerweile nicht mehr ausschließen, wollen sie aber an dieser Stelle 

nicht weiter thematisieren. 

Einen großen Mangel am vorliegenden Gesetzentwurf sehen wir darin, dass er über 
kein Organigramm für das zukünftige TLUBN verfügt. Im Sinne der Transparenz, aber 
auch weitergehender fachlicher Bewertungen ist dies jedoch zwingend notwendig. 
Dem Parlament wird damit die demokratische Kontrolle über die tatsächliche 
Ausgestaltung der Verwaltungsreform entzogen. Der Zuschnitt von Abteilungen und 
Referaten liegt bei der Zustimmung zum Gesetzentwurf dann in alleiniger 
Zuständigkeit des Thüringer Ministeriums für Umwelt, Energie und Naturschutz. 

3. Forderungen der Wirtschaft an eine Verwaltungsreform 

Die Selbständigkeit des Thüringer Landesbergamts ist zu erhalten. 

Thüringen geht mit der Auflösung der Bergbehörde und deren Integration in eine große 
Umweltbehörde einen Sonderweg zu Lasten der Rohstoff- und Bergbauwirtschaft. 
Vergleichbare Bundesländer wie Sachsen-Anhalt, Sachsen, Brandenburg oder Mecklenburg-
Vorpommern haben nach abgeschlossenen Verwaltungs- und Gebietsreformen eigen-
ständige Bergämter bzw. Landesämter für Bergbau und Geologie erhalten. 

Wir gehen davon aus, dass Fach- und Sachkompetenz, die gegenwärtig im Thüringer 
Landesbergamt in Gera konzentriert ist, innerhalb dieses Großamtes verloren gehen. Dieser 
Prozess wird nicht abrupt eintreten, sondern sich mittelfristig vollziehen. Deshalb besitzen 
Zusicherungen der Befürworter der Verwaltungsreform, die von einer Erhaltung der 
Sachkompetenz, die durch eine entsprechende Personalausstattung garantiert werden soll, 
eine geringe Halbwertzeit. Generell führen Großstrukturen, wie sie das Thüringer Landesamt 
für Umwelt, Bergbau und Naturschutz mit  ca.  680 Beschäftigten darstellt, nach unserer 
Erfahrung dazu, das kleine hochspezialisierte Aufgabenbereiche überproportional stark von 
weiteren Strukturveränderungen wie Stellenabbau betroffen sind. Damit verbunden ist immer 
auch ein Verlust an Fach- und Sachkompetenz. 

Diese Befürchtungen sind real, wie die Entwicklungen im Freistaat Thüringen in den 
vergangenen Jahren zeigen. Im Jahr 2001 wurde die Thüringer Landesanstalt für Geologie 
aufgelöst und als Geologischer Dienst in die Thüringer Landesanstalt für Umwelt und 
Geologie integriert. In dieser Zeit wurden im Bereich der Thüringer Landesgeologie erheblich 
Personalstellen abgebaut und ging Fachkompetenz verloren, trotz politisch anderer 
Bekundungen zum Zeitpunkt des Zusammenschlusses beider Behörden. Nach unserer 
Kenntnis hat der Geologische Dienst Thüringen gegenwärtig  ca.  30 Angestellte, davon 18 
Geowissenschaftler. In der Thüringer Landesanstalt für Geologie waren seinerzeit 60 
Personen, davon 35 Geowissenschaftler angestellt. Mit der neuen Verwaltungsreform wird 
jetzt sogar der Name „Geologie" aus der Amtsbezeichnung bestrichen, auch deutschlandweit 
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besehen ein einmaliger Vorgang. In anderen zumeist deutlich personalstärkeren Abteilungen 
der TLUG erfolgte über diesen Betrachtungszeitraum kein vergleichbarer Stellenabbau. 

Die Thüringer Bergverwaltung ist dem Geschäftsbereich des Thüringer Ministeriums 
für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft zuordnen. 

Die Themen Rohstoffe und Bergbau sind klassische Wirtschaftsthemen. Im Wirtschafts-
ministerium des Freistaates sind sie jedoch nicht verankert, obwohl Rohstoffe für eine 
funktionierende Volkswirtschaft zwingend notwendig sind. Kaum eine andere Industrie ist so 
stark auf stabile Standortfaktoren (Standortgebundenheit Von Lagerstätten) und stabile 
rechtliche Rahmenbedingungen angewiesen wie die Rohstoff gewinnende Industrie und dies 
über, sehr lange Zeiträume. So gibt es in Thüringen mittelständische Unternehmen der 
Steine- und Erden-Industrie, die bereits in dritter und vierter Generation geführt werden. 
In der gegenwärtigen Struktur innerhalb des Ministeriums für Umwelt, Energie und 
Naturschutz werden die wirtschaftlichen Belange der Rohstoff- und Bergbauindustrie nicht 
vertreten, dies spiegelte sich auch in öffentlichen Auftritten der zuständigen Ministerin in der 
Vergangenheit wider. 
Wir regen die Schaffung eines Referats „Rohstoffe und Bergbau" in der Abteilung 2 des 
Wirtschaftsministeriums an. Im Rahmen einer Verwaltungsreform wäre es aus Sicht der 
Wirtschaft wichtig gewesen, darüber nachzudenken und zu diskutieren, den technischen 
Umweltschutz (z.B. Immissionsschutz, Abfallwirtschaft) und die daran gebundenen 
Vollzugsaufgaben auch beim Wirtschaftsministerium zu bündeln. Leider sind derartige 
Konzepte in den vergangenen Jahren mit der Wirtschaft nicht diskutiert worden. 
Bereits im Jahr 2017 hat sich die Rohstoff- und Bergbauindustrie mit diesen Vorstellungen 
an das Thüringer Wirtschaftsministerium gewandt. In dem Antwortschreiben des Thüringer 
Wirtschaftsministers vom 10. Mai 2017 wurden die Gesprächsangebote nicht aufgegriffen. 

Der Geologische Dienst Thüringen ist innerhalb der Struktur eines künftigen 
Großamtes als eigenständige Abteilung „Geologie" oder „Geologischer Dienst" zu 
erhalten. Auch im Namen des Großamtes sollte wie bisher zwingend die Bezeichnung 
„Geologie"  welter  geführt werden. Der Leiter des Geologischen Dienstes muss auch 
nach außen hin wahrnehmbar sein und innerhalb der Behörde im Rang eines 
Abteilungsleiters stehen. 

Der Geologische Dienst untersucht und bewertet die Geo-Ressourcen des Landes bezüglich 
einer nachhaltigen Nutzung und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Daseinsvorsorge. 
Unter diese Bewertung fallen unter anderem die folgenden Themenfelder: 

Bewertung des Potentials an heimischen Rohstoffen und Schaffung der fachlichen 
Voraussetzungen für die Rohstoffsicherung (gesetzlicher Auftrag ergibt sich hier aus 
dem Bundesraumordnungsgesetz), 
Bewertung des Grundwassers bezüglich Dargebot, Schutz und Nutzung 
Bewertung des geothermischen Potentials (Erdwärme kommt eine hohe Bedeutung 
bei der Umsetzung der Energiewende zu), 
Bodenschutz, 
Bewertung von Georisiken, 
vielfältige Fragestellungen aus dem Bereich der Geotechnik und lngenieurgeologie 
(Baugrundstabilität, Talsperrengeologie, Deponiebau usw.), 
Landeserdbebendienst, 
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• - Geotourismus, 
- Schutz des geologischen Inventars (Geotopschutz). 

Beim Geologischen Dienst handelt es sich in der Regel um eine sehr kleine 
Verwaltungseinheiten mit einem hohen Spezialisierungsgrad. In den vergangenen Jahren 
wurde der Geologische Dienst personell stark reduziert, blieb aber als Abteilung innerhalb 
der TLUG mit vier Referaten noch wahrnehmbar. 
Neben den vielen hoheitlichen Aufgaben, die der Dienst erfüllt, ist er ein wichtiger Dienst- 
leister für die Wirtschaft und nimmt' umfangreiche Beratungsaufgaben wahr. Überall dort, wo 
in den Erdkörper eingegriffen wird, sind verlässliche Aussagen zum Untergrund notwendig. 
Mit den umfangreichen Bohrdatenbeständen und der fachlichen Interpretation der Daten 
liefert der Geologische Dienst wichtige Grundlagendaten für zahlreiche Wirtschaftszweige 
und beeinflusst damit auch Investitionsentscheidungen von Unternehmen. Die Pflege der 
Altdaten und das Einpflegen neuer Bohrdaten und deren fachliche Bewertung ist von großer 
wirtschaftlicher Bedeutung. 
In diesem Zusammenhang soll nicht unerwähnt bleiben, dass durch den Personalabbau 
beim Geologischen Dienst Thüringen viele für die Wirtschaft notwendige Dienstleistungen im 
Vergleich zu anderen Bundesländern in Thüringen nicht oder nur sehr eingeschränkt zur 
Verfügung stehen: 

- Karte der Oberflächennahen Rohstoffe (KOR 50) steht nicht zur Verfügung. (In den 
anderen neuen Bundesländern ist dieses Kartenwerk mit den umfangreichen 
Bewertungskarten, die für die Regionalplanung unerlässlich sind, seit mehr als 10 
Jahren im Standardangebot der Geologischen Dienste.) 
Altdatenbestände sind nicht digitalisiert und neubewertet worden (Hier gibt es 
beispielsweise im Vergleich zum benachbarten Freistaat Sachsen ein Rückstand von 
mehr als 5 Jahren bei der Bewältigung dieser Aufgabe). 
Bodenkarte 1 : 50.000 — Gerade bei der zunehmenden Bedeutung des Boden-
schutzes ist es eine hoheitliche Aufgabe, entsprechende Grundlagendaten zur Ver-
fügung zu stellen. Im Rahmen jeder Umweltverträglichkeitsprüfung für industrielle 
•oder infrastrukturelle Planungen besteht die Notwendigkeit, sich mit dem Schutzgut 
Boden auseinander zu setzen. 

Welche Auswirkungen Defizite bei der Ausstattung des Geologisähen Dienstes haben 
können, sollen nur zwei bundesweit in die Schlagzeilen geratene Projekte zeigen: 

Bei der Ostseeautobahn A20 kam es zu einer großräumigen Rutschung auf einer 
Länge von fast 100 Metern im Bereich mit ingenieurgeologisch schwierigem 
Untergrund. Der Geologische Dienst in Mecklenburg-Vorpommern verfügt seit mehr 
als 10 Jahren über keinen Ingenieurgeologen mehr. Bei der Ursachenfeststellung und 
Bewältigung der Folgen ist man ausschließlich auf externe Sachverständige 
angewiesen. 
In Staufen im Breisgau (Baden-Württemberg) sind in Folge von fachlichen 
Fehleinschätzungen bei Geothermiebohrungen Geländehebungen im historischen 
Ortskern mit erheblichen Auswirkungen auf die Bausubstanz verursacht worden. 
Derartige Vorfälle zu* verhindern, liegt in der Aufgabeerfüllung des Geologischen 
Dienstes und kann nur von Geologen erbracht werden. 
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Wir fordern die Erhaltung der gegenwärtigen  Ref  eratsstruktur des Geologischen Dienstes mit 
vier Referaten, weiterhin sollte ein fünftes Referat Klima und Georisiken innerhalb einer 
Abteilung Geologie geschaffen werden. Die fachliche Zusammenlegung macht durchaus 
Sinn, weil eine Reihe von Georisiken durch klimatische Ereignisse ausgelöst werden bzw. 
mit diesen in Zusammenhang stehen. 

Mit freundlichen Grüßen und herzlichem Glück auf 

Dipl.-Geologe, Dipl.-Kfm. (FH)  Bert  Vulpius 
Geschäftsführer 

Anlagen: Stellungnahmen der Rohstoff- und Bergbauindustrie im Zeitraum 2013-2018 
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Ministerpräsidentin des Freistaates Thüringen 
Frau Christine Lieberknecht 
Regierungsstraße 7 
99084 Erfurt 

Berlin, den 05.12.2013  

Verwaltungsreform Thüringen — Zukunft des Thüringer Landesbergamts 

Sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin, 

die Bergbau- und Rohstoffindustrie in Thüringen ist ein Wirtschaftszweig, der für die 
Bereitstellung von Primärbaustoffen und Rohstoffen für die chemische Industrie, 
Landwirtschaft, Bauwirtschaft und die Grundstoffindustrie eine hohe Bedeutung besitzt. 
In jüngster Zeit diskutieren wir intensiv über die „Verwaltungsreform 2020" und die Folgen für 
unsere Industrie und den Freistaat. 

Nach den gegenwärtig vorgestellten Planungen soll das Thüringer Landesbergamt seine 
Selbständigkeit verlieren und in das künftige Thüringer Landesamt für Umwelt, 
Wasserwirtschaft und Bergbau integriert werden. Das Thüringer Landesbergamt als 
Vollzugs- und Genehmigungsbehörde mit klarem Wirtschaftsbezug würde dann mit einer 
Umweltbehörde zusammengeführt werden, deren Aufgabe vor allem in der fachlichen und 
technischen Beratung liegt. 
Die Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens hat ein vitales Interesse am Erhalt einer 
eigenständigen Fachbehörde. Die Planungen der Verwaltungsreform erfüllen uns daher mit 
großer Sorge. 
Wir glauben, dass Fach- und Sachkompetenz, die gegenwärtig im Thüringer Landesbergamt 
in Gera konzentriert ist, innerhalb dieses Großamtes verloren gehen bzw. verwässert 
werden. Wir befürchten, dass zukünftig beispielsweise bergrechtliche Planfeststellungs-
verfahren nicht mehr von Fachleuten der Bergverwaltung geführt werden. Auch sehen wir die 
Gefahr, dass fachkompetentes Personal schon bald nicht mehr im Ressort gehalten werden 
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kann, da frei werdende Stellen dann absehbar amtsintern mit Mitarbeitern aus anderen 
Fachbereichen besetzt werden. In vergleichbaren Strukturen anderer Bundesländer stellen 
wir regelmäßig einen Verlust an Fachkompetenz fest. 
Selbstverständlich begrüßen wir kostengünstige und zeitgemäße Verwaltungsstrukturen. 
Nach unseren Erfahrungen erfüllt die Thüringer Bergverwaltung bereits heute diese 
Anforderungen. Durch die grundlegende Umstrukturierung im Jahr 2002 wurde eine 
leistungsfähige Behörde geschaffen, die Genehmigungs-, Aufsichts- und Bündelungsfunktion 
für Vorhaben unserer Industrie wahrnimmt. 

Vergleichbare Bundesländer, wie Sachsen-Anhalt, Sachsen, Brandenburg oder 
Mecklenburg-Vorpommern, haben nach abgeschlossenen Verwaltungsreformen eigen-
ständige Bergämter bzw. Landesämter für Bergbau und Geologie erhalten. Der Freistaat 
Thüringen würde mit der geplanten Verwaltungsstruktur einen Sonderweg beschreiten und 
damit einen wirtschaftlichen Standortvorteil verlieren. Die wirtschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen, wie sie in der Rohstoffstrategie der Bundesregierung und der Europäischen 
Rohstoffinitiative perspektivisch dargestellt sind, bestätigen die Notwendigkeit einer 
leistungsfähigen, eigenständigen Bergbehörde. 

Sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin, 
die Verbände der deutschen Rohstoff- und Bergbauindustrie und der Wirtschaft Thüringens 
bitten Sie, unser Anliegen zu berücksichtigen. Erhalten Sie die Kompetenz und Effektivität 
des Thüringer Landesbergamtes, indem Sie die Eigenständigkeit des Amtes und damit die 
Fachkunde des Personals sichern. Sie setzen damit ein Zeichen für den Erhalt und Ausbau 
des Wirtschaftszweigs. Gern möchten wir auch die Möglichkeit nutzen, uns mit Ihnen dazu in 
einem persönlichen Gespräch auszutauschen und würden uns über einen Terminvorschlag 
freuen. 

Mit freundlichen Grüßen und Glück auf 

Seite 212 



UVMB 
Unternehmerverband 
Mineralische Baustoffe 

Rohstoffe aus Thüringen für Thüringen - Forderungen der Thüringer Rohstoff-
und Baustoffindustrie an die Wirtschaftspolitik des Freistaates 

Kernforderungen: 
• Referat Bergbau im Wirtschaftsministerium schaffen 
• Abgaben und Steuern auf Rohstoffe verhindern 
• Eigenständigkeit des Thüringer Landesbergamts erhalten 
• Rohstoffstrategie für Thüringen erarbeiten 

Vorsorgende Rohstoffsicherung umsetzen 
• Eine leistungsfähige Infrastruktur fördern 

Sehr geehrter Herr Minister Tiefensee, liebe Mitglieder und Fachkollegen, sehr geehrte 
Gäste, 

sehr wohlwollend hat die Thüringer Rohstoff- und Baustoffindustrie .Ihr Grußwort auf 
unserem 16. Baustoffkolloquium 2017 in Weimar aufgenommen. 
Für uns ist das Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft 
ein wichtiger Partner. Keine andere Industrie ist so stark auf stabile Standortfaktoren und 
stabile rechtliche Rahmenbedingungen angewiesen, wie die Rohstoff gewinnende Industrie. 
Unsere Industrie ist eine stark regional ausgerichtete Wirtschaftsbranche. Die durch-
schnittliche Transportentfernung unserer Produkte von nur 39 Kilometern vom Ort der 
Gewinnung bis zum Verwendungsort spiegelt diesen regionalen Aspekt besonders deutlich 
wieder. Gleichzeitig sind an diese kurzen Transportentfernungen regionale Wertschöpfungs-
prozesse gebunden. Erfahrungsgemäß entfallen auf einen Arbeitsplatz in der Rohstoff-
gewinnung fünf bis acht Arbeitsplätze in der weiterverarbeitenden Steine- und Erden-
industrie, der Bauindustrie oder externen Dienstleistungs- und Serviceunternehmen. 
Unsere Rohstoffe werden umweltverträglich unter Einhaltung aller gesetzlichen An-
forderungen, insbesondere des Umweltrechts, gewonnen. Unsere Unternehmen schaffen 
gewerbliche Arbeits- und Ausbildungsplätze, die mit Arbeitnehmern aus der Region besetzt 
werden, und sind insbesondere in strukturschwachen Regionen ein wichtiger Arbeitgeber. 
Thüringen - mit dem Standort Erfurt - hat für die Ausbildung in den Berufen der Steine- und 
Erden-Industrie und damit für die Sicherung eines gut ausgebildeten Facharbeiterpersonals 
eine überregionale Bedeutung. So ist es unserer Industrie gelungen, beim ebz Erfurter 
Berufsbildungszentrum in Thüringen die Berufsausbildung unserer Industrie für den nordost-
und mitteldeutschen Raum zu konzentrieren und einen hoch modernen Ausbildungsstandort 
zu entwickeln. 
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• Referat Bergbau im Wirtschaftsministerium schaffen 

Obwohl zu Ihrem Ministerium gute Arbeitsbeziehungen bestehen, sind die Themen Rohstoffe 
und Bergbau nicht im Wirtschaftsministerium des Freistaates verankert, obwohl Rohstoffe für 
eine funktionierende Volkswirtschaft zwingend notwendig sind. 
In der gegenwärtigen Struktur innerhalb des Ministeriums für Umwelt, Energie und 
Naturschutz ist die Rohstoff- und Bergbauindustrie nicht richtig aufgehoben, und dies ist 
nicht nur ein Gefühl sondern Realität. Auch ist in den öffentlichen Auftritten der zuständigen 
Ministerin nicht zu erkennen, dass sie entsprechend dem Nachhaltigkeitsprinzip in der Lage 
ist, die in Ihrem Ministerium auflaufenden unterschiedlichen Interessen auszugleichen. 

• Sehr geehrter Herr Minister, 

wir könnten uns sehr gut ein Referat „Rohstoffe und Bergbau" in der Abteilung 2 des 
Wirtschaftsministeriums vorstellen. Unsere Vorstellungen als Wirtschaftsvertreter gehen an 
dieser Stella noch weiter: Auch der lmmissionsschutz und die Abfallwirtschaft sind 
wirtschaftsrelevante Themenfelder, die einem Wirtschaftsministerium sehr gut zu Gesicht 
stehen würden und mit Sicherheit im Interesse des Freistaates wären. 

• Abgaben und Steuern auf Rohstoffe verhindern 

Die bereits erwähnten Arbeitsbeziehungen zu Ihrem Ministerium waren gerade bei der 
Diskussion um die Wasserentnahmeabgabe, die wir vor  ca.  eineinhalb Jahren geführt haben, 
sehr wichtig. Hier bedanken wir uns noch einmal ausdrücklich für Ihr persönliches Wirken. 
Für unsere Industrie wären einschneidende wirtschaftliche Auswirkungen die Folge 
gewesen, denn Sand und Kies müssen, einfach gesagt, bevor man sie im Beton einsetzen 
kann, gewaschen werden. Auch wären Standortnachteile besonders im Grenzbereich zu den 
angrenzenden Bundesländern entstanden. Von den angrenzenden fünf Bundesländern 
erhebt nur Sachsen-Anhalt eine Wasserentnahmeabgabe für die Aufbereitung von Sanden 
und Kiesen und diese fällt deutlich geringer aus, als es die Thüringer Planungen vorsahen. 

In diesem Zusammenhang möchten wir unsere Forderungen erneuern keine zusätzlichen 
Abgaben und Steuern auf Rohstoffe zu erheben, die letztlich nur das Bauen verteuern. 
Gerade in Zeiten, in denen ein deutlicher Mangel an bezahlbarem Wohnraum besteht, wo 
Kosten für lnfrastrukturprojekte ins Uferlose laufen, muss die künstliche Verteuerung von 
Baustoffen hinterfragt werden. Unsere Industrie arbeitet ausschließlich bedarfsdeckend! 
Welche Mengen Sand, Kies oder Naturstein in einen laufenden Meter Straße eingebaut 
werden müssen, regeln nationale und europäische Normen. Wer glaubt, dass, durch eine 
Verteuerung des Rohstoffs der Materialeinsatz geringer wird, irrt. Das Gegenteil ist der Fall. 
In den vergangenen Jahren ist festzustellen, dass die qualitativen Anforderungen an 
Baustoffe im Bauwesen sich wesentlich erhöht haben. Dies hat zur Folge, dass letztlich aus 
einer Tonne Rohstoff, so wie er in der Lagerstätte gewonnen wird, weniger aufbereiteter 
Baustoff hergestellt werden kann, trotz deutlich gestiegenen technischen Fortschritts in der 
Aufbereitungstechnik. 

• Eigenständigkeit des Thüringer Landesbergamts erhalten 

Mit großer Sorge erfüllen uns momentan Diskussionen um eine Verwaltungsreform im 
Freistaat Thüringen. Sie laufen darauf hinaus, dass das Thüringer Landesbergamt seine 
Selbständigkeit verliert und in die Thüringer Umweltverwaltung integriert werden soll. 
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Die Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens hat ein vitales Interesse am Erhalt einer 
eigenständigen Fachbehörde. Die Planungen zur Verwaltungsreform sehen wir dabei mehr 
als kritisch. Wir glauben, dass Fach- und Sachkompetenz, die gegenwärtig im Thüringer 
Landesbergamt in Gera konzentriert sind, innerhalb eines Großamtes verloren gehen bzw. 
verwässert werden. 
Selbstverständlich begrüßen wir kostengünstige und zeitgemäße Verwaltungsstrukturen. 
Nach unseren Erfahrungen erfüllt die Thüringer Bergverwaltung bereits heute diese 
Anforderungen. Durch die grundlegende Umstrukturierung im Jahr 2002 wurde eine 
leistungsfähige Behörde geschaffen, die Genehmigungs-, Aufsichts- und Bündelungsfunktion 
für Vorhaben unserer Industrie wahrnimmt. 

Vergleichbare Bundesländer, wie Sachsen-Anhalt, Sachsen, Brandenburg oder Mecklen-
burg-Vorpommern, haben nach abgeschlossenen Verwaltungsreformen eigenständige 
Bergämter bzw. Landesämter für Bergbau und Geologie erhalten. Der Freistaat Thüringen 
würde mit der geplanten Verwaltungsstruktur einen Sonderweg beschreiten und damit einen 
wirtschaftlichen Standortvorteil verlieren. 
Dass unsere Befürchtungen sehr wohl eine reale Basis haben, zeigen die Entwicklungen in 
Hessen, wo Ende der 1990er Jahre die Eigenständigkeit der Bergverwaltung endete. 
Unternehmen, die sowohl in Hessen als auch in Thüringen tätig sind, und davon gibt es 
einige, spüren den deutlichen Unterschied zwischen beiden Bundesländern. Erheblich 
längere Laufzeiten für Genehmigungsverfahren - und diese Laufzeiten sind mit  ca.  5 Jahren 
auch schon in Thüringen nicht gerade kurz - mangelnde personelle Ausstattung bei 
gestiegenen Anforderungen an Betriebsplanzulassungen und ein Verlust an fachlicher 
Kompetenz, weil aufgrund der dünnen Personaldecke nicht alle Themenbereiche im 
notwendigen Umfang behördlich bearbeitet werden können, sind nur einige Klagen der 
hessischen Steine- und Erden-Industrie. 
Das, was hier in Thüringen geplant ist, ist wirklich kein Gewinn für die Wirtschaft oder gar 

eine best-practice-Lösung. 

• Rohstoffstrategie für Thüringen erarbeiten 

Thüringen galt noch bis vor wenigen Jahren als Bergbauland. Davon ist leider nicht mehr 
sehr viel geblieben, obwohl der Freistaat Thüringen nach wie vor über ein erhebliches, sehr 
breit gefächertes Rohstoffinventar und eine leistungsfähige Rohstoff- und Bergbauindustrie 

verfügt. 

Auch hier lohnt sich ein Blick über die Landesgrenze. Der Freistaat Sachsen hat bereits 2012 
eine Rohstoffstrategie entwickelt, die unter Einbeziehung der Rohstoffindustrie erarbeitet 
wurde und momentan fortgeschrieben wird. Sie steht unter der Überschrift: Sachsen ist 
Bergbauland. Auch der Freistaat Bayern hat mittlerweile eine Rohstoffstrategie. 

Sehr geehrter Minister, 

wir möchten Sie in ihrer Funktion als Wirtschaftsminister ausdrücklich dazu ermutigen, sich 
für die Erarbeitung einer Rohstoffstrategie Thüringen einzusetzen, besser noch in diesem 
Prozess die Federführung zu übernehmen. Wir sind bereit unsere Erfahrungen einbringen. 
Ob Steine- und Erden-Rohstoffe, Kalisalze oder Gipsrohstoffe, die Rohstoff- und Bergbau-
industrie ist auch in Thüringen ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. 
Ohne heimische Rohstoffe wären beispielsweise die Vielzahl von Verkehrsprojekten in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten in Thüringen nicht umsetzbar gewesen! 
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• Vorsorgende Rohstoffsicherung umsetzen 

Ein weiteres Thema, das uns beschäftigt, sind der Zugang und die Möglichkeit der künftigen 
Nutzung von heimischen Rohstoffpotentialen, die letztlich für die sichere Versorgung unserer 
Volkswirtschaft notwendig sind. Dabei gilt es, lange Zeiträume zu überblicken und etwas für 
die Daseinsvorsorge zukünftiger Generationen zu tun. Dabei geht es um echten 
Ressourcenschutz, der ausdrücklich eine Nutzungsoption offenhält, und nicht um den 
mittlerweile grassierenden Ressourcenschutz im Sinne des Umweltbundesamtes, der 
Ressourcen vor der Nutzung schützen möchte. 
Thüringen hat sich zum Thema Rohstoffsicherung mit dem Landesentwicklungsplan 2025 
hohe Ziele gesetzt. Der LEP Thüringen gehört im deutschlandweiten Vergleich bei der 
Rohstoffsicherung zu den besten. Er hat viele Forderungen der Rohstoffindustrie umgesetzt, 
die über einen langjährigen Prozess in den Plan eingegangen sind. 

Jetzt kommt es darauf an, in den Regionalplänen die Rohstoffsicherung entsprechend 
umzusetzen und neu die „vorsorgende Rohstoffsicherung für zukünftige Generationen" zu 
verankern. Die wirtschaftlichen Belange dürfen bei der Aufstellung der Pläne nicht unter den 
Tisch fallen. Hier sind wir gegenwärtig insbesondere in der Planungsregion Nordthüringen 
sehr besorgt, in der 60 Prozent der deutschen Vorräte an Naturgips lagern. 

• Eine leistungsfähige Infrastruktur fördern 

Der Erhalt und Ausbau einer leistungsfähigen Infrastruktur ist für den Wirtschaftsstandort 
Thüringen von zentraler Bedeutung. Wir als Rohstoffindustrie sind auf der einen Seite auf 
eine gut ausgebaute Infrastruktur angewiesen. Der Zustand einer Straße entscheidet sehr 
häufig darüber, wie durch die Nachbarschaft unserer Kies- und Natursteinwerke 
Transportbelastungen wahrgenommen werden und damit über die Akzeptanz der 
Rohstoffgewinnung. Auf der anderen Zeit stellt der Straßenbau einen Hauptkunden für 
unsere Baustoffe dar. 

Zwar verfügt Thüringen nun über ein sehr gut ausgebautes Autobahnnetz, aber über viele 
Jahre, man muss schon sagen Jahrzehnte, hat man in Thüringen die Landesstraßen, das 
kommunale Straßennetz, Brücken und Ingenieurbauwerke völlig aus dem Blick verloren. 

Die Zahlen aus dem letzten Investitionsbericht Thüringen aus 2013 klingen alarmierend und 
der Zustand hat sich seit dieser Zeit nicht grundlegend verbessert. Beispielhaft sollen hier 
nur einige Fakten aufgeführt werden: 

Die Ortsdurchfahren im Bereich der Landesstraßen befinden sich in einem schlechten 
Zustand. Auf  ca.  50 Prozent der Streckenlänge besteht Handlungsbedarf. 
Von den  ca.  2.700 Brücken des Freistaates ist jede dritte Brücke sanierungsbedürftig. 
Ca. 30 Prozent der Bundesstraßen und  ca.  40 Prozent der Landesstraßen befinden 
sich in einem schlechten bis sehr schlechten Zustand. 
Der Zustand der kommunalen Straßen wird gegenwärtig als noch schlechter 
eingeschätzt. Mit 16.000 km von 25.000 Straßenkilometern in Thüringen nehmen sie 
den Hauptanteil am Straßennetz ein. 

Wir fordern hier, den Investitionsstau in die Infrastruktur in den nächsten Jahren abzubauen. 
Eine wichtige Aufgabe dabei ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
den Straßenbau und eines entsprechenden Vorlaufs an genehmigten Projekten, damit die 
vom Bund bereitgestellten Mittel auch umfassend genutzt werden können. Hier sehen wir 
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große Reserven. So wurden im vergangenen Jahr von Thüringen 13 Millionen Euro für die 
Sanierung und den Neubau von Autobahnen und Bundesstraßen nicht abgerufen. 

Sehr geehrter Herr Minister, 

wir würden uns sehr freuen gemeinsam mit dem Thüringer Ministerium für Wirtschaft, 
Wissenschaft und Digitale Gesellschaft die Weichen für einen attraktiven zukunftsfähigen 
Wirtschaftsstandort Thüringen zu stellen. Unsere Industrie hat dies in den vergangenen 
Jahren in vorbildlicher Weise dem Nachhaltigkeitsprinzip in seiner Einheit von Ökonomie, 
Sozialen und Ökologie folgend getan und wird dies auch in Zukunft so handhaben. 

Da wir heute hier in Weimar an der Stätte der deutschen Klassik zusammen gekommen sind, 
möchte ich mit einem Zitat von Johann Wolfgang Goethe enden, das - wie ich finde — sehr 
gut zu unserer Industrie und den damit verbundenen Themenfeldern passt: 

„Auch aus Steinen, die einem in den Weg gelegt werden, kann man Schönes bauen". 

Mit einem herzlichen Glück auf eröffnen wir das 16. Baustoffkolloquium. 

Weimar, den 21. März 2017 

Michael Müller 
Vorsitzender des Unternehmerverbandes 
Mineralische Baustoffe (UVMB) e.V. 
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Minister für Wirtschaft, Wissenschaft und 
Digitale Gesellschaft 
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Leipzig, 7. April 2017  

Betreff: 16. BaustoffkolloquiumlAnfrage Gesprächstermin 

Sehr geehrter Herr Minister, 

ich bedanke mich im Namen des Vorstandes des Unternehmerverbandes Mineralische Bau-
stoffe (UVMB) noch einmal recht herzlich für Ihre Teilnahme am 16. Baustoffkolloquium am 
21. März 2016 in Weimar. Ihr Grußwort, insbesondere die Aussagen zu Forschung, Entwick-
lung und Innovation, sind im weiteren Veranstaltungsverlauf von einer Reihe von Referenten 
immer wieder aufgegriffen worden. Als kleine Erinnerung habe ich unserem Schreiben einige 
großformatige Bilder beigefügt. 

Ich möchte Ihr Angebot zu einem vertiefenden Gespräch aufgreifen, welches sich in der Dis-
kussion zu den Forderungen der Steine- und Erden-Industrie an die Wirtschaftspolitik im 
Freistaat entwickelt hat, und würde gern mit Ihnen einen Nachfolgetermin vereinbaren. 

Ausgehend von unseren Forderungen ist die stärkere Einbindung des Themas „Bergbau und 
Rohstoffe" in das Thüringer Ministerium 'für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft für uns von fundamentaler Bedeutung. Die gegenwärtige ministerielle Struktur, in der 
die Rohstoff- und Bergbauindustrie des Freistaates Thüringen eingebunden ist, halten wir 
nicht für zukunftsfähig. 

Sehr geehrter Herr Minister, 

ich würde mich freuen, wenn Sie in den nächsten Wochen Zeit finden würden, mit uns die 
Diskussion zu diesem Thema fortzusetzen, um gemeinsam die Weichen für einen attraktiven 
zukunftsfähigen Wirtschaftsstandort Thüringen zu stellen. Der UVMB engagiert sich seit Jah-
ren auch im Rahmen seiner Mitgliedschaft im Verband der Wirtschaft Thüringens um eine 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Rohstoffwirtschaft im Freistaat Thüringen. 

Mit freundlichen rüß n und herzlichem Glück auf 

vuiplus 
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Herrn Bodo Ramelow 
Thüringer Ministerpräsident 
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99105 Erfurt 

Leipzig, 6. Juli 2017 

Betreff: Thüringer Baustofftag 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

ich bedanke mich im Namen des Vorstandes des Unternehmerverbandes Mineralische Bau-
stoffe (UVMB) herzlich für Ihre Teilnahme und die Übernahme der Schirmherrschaft über den 
Thüringer Baustofftag am 8. Juni 2017 in Gera. 

Ihr Grußwort, insbesondere die deutlichen Aussagen zur Nutzung einheimischer Rohstoffe in 
Thüringen, sind von der Rohstoff- und Bergbauindustrie sehr wohlwollend aufgenommen 
worden. Nach unserer Kenntnis sind Sie der erste Ministerpräsident des Freistaates Thürin-
gen, der sich derart deutlich zu diesem Thema geäußert hat. Als kleine Erinnerung habe ich 
unserem Schreiben einige großformatige Bilder von der Veranstaltung sowie unseren aktuel-
len Geschäftsbericht beigefügt. 

Für uns wäre es wünschenswert, wenn das Thema Rohstoffe eine deutlich stärkere wirt-
schaftspolitische Gewichtung in Thüringen, erhält, als dies in der Vergangenheit der Fall war. 
Ausgehend von unseren Forderungen ist die stärkere Einbindung des Themas „Bergbau und 
Rohstoffe" in das Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft für uns von fundamentaler Bedeutung. Die gegenwärtige ministerielle Struktur, in der 
die Rohstoff- und Bergbauindustrie des Freistaates Thüringen eingebunden ist, halten wir 
nicht für zukunftsfähig. Von zentraler Bedeutung ist dabei der Erhalt der Eigenständigkeit des 
Thüringer Landesbergamts in Gera. 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

ich würde mich freuen, wenn wir weiter zum Thema Rohstoffe im Gespräch bleiben. Gerade 
die Entwicklungen, die sich momentan im Südharz vollziehen, beunruhigen unsere Industrie 
nachhaltig. Für Ihre landespolitische Arbeit wünsche ich Ihnen viel Erfolg und verbleibe mit 
freun.IIchen Grüßer und herzlichem Glück auf 
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Berlin, den 29. Januar 2018 

Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 
(Az: 12-03432/20) 

Sehr geehrte Frau Ministerin, 

die Bergbau- und Rohstoffindustrie in Thüringen ist ein Wirtschaftszweig, der für die 
Bereitstellung von Primärbaustoffen und Rohstoffen für die chemische Industrie, 
Landwirtschaft, Bauwirtschaft und die Grundstoffindustrie eine hohe Bedeutung besitzt. 

Der Unternehmerverband Mineralische Baustoffe vertritt die rohstoffgewinnende und  welter-
verarbeitende Steine- und Erdenindustrie in den neuen Bundesländern und Berlin. Von der 
o.g. Verwaltungsreform und deren beabsichtigten Festlegungen ist die von uns vertretene 
Industrie unmittelbar betroffen. Für die rohstoffgewinnenden Unternehmen (Sand, Kies, 
Festgestein, Ton, Gips) sind langfristig stabile Rahmenbedingungen und Planungssicherheit 
von grundlegender Bedeutung. Weiterhin ist die verarbeitende Steine- und Erdenindustrie 
(Transportbeton-, Betonwaren- und Betonfertigteil- sowie Asphaltindustrie), die wir ebenfalls 
vertreten, auf eine sichere Versorgung ihrer Werke mit Rohstoffen angewiesen. 

Wir wenden uns mit Nachdruck gegen das Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018, 
welches im § 2 eine Auflösung des Thüringer Landesbergamtes vorsieht. Nach dem 
Gesetzentwurf soll das Thüringer Landesbergamt seine Selbständigkeit verlieren und in ein 
künftiges Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz integriert werden. 

Die Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens hat ein vitales Interesse am Erhalt einer 
eigenständigen Fachbehörde. In den vergangenen Jahrzehnten hat das Thüringer 
Landesbergamt in Gera seine Fach- und Sachkompetenz unter Beweis gestellt und ist ein 
wichtiger Ansprechpartner für unsere Unternehmen. Durch die grundlegende Um-
strukturierung der Thüringer Bergverwaltung im Jahr 2002 wurde eine leistungsfähige 
Behörde geschaffen, die bereits heute alle Anforderungen an eine moderne, leistungsfähige 
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Aufschichts- und Genehmigungsbehörde erfüllt und die in einem starken Maße Bündelungs-
aufg aben wahrnimmt. 

Mit der Auflösung des Thüringer Landesbergamtes beschreitet der Freistaat Thüringen einen 
Sonderweg und verliert einen wirtschaftlichen Standortvorteil. Vergleichbare Bundesländer, 
wie Sachsen-Anhalt, Sachsen, Brandenburg oder Mecklenburg-Vorpommern, haben nach 
abgeschlossenen Verwaltungsreformen eigenständige Bergämter bzw. Landesämter für 
Bergbau und Geologie erhalten. 
Dass unsere Befürchtungen sehr wohl eine reale Basis haben, zeigen die Entwicklungen in 
Hessen, wo Ende der 1990er Jahre die Eigenständigkeit der Bergverwaltung endete. 
Unternehmen, die sowohl in Hessen als auch in Thüringen tätig sind, und davon gibt es 
einige, spüren den deutlichen Unterschied zwischen beiden Bundesländern. Erheblich 
längere Laufzeiten für Genehmigungsverfahren - und diese Laufzeiten sind mit  ca.  5 Jahren 
auch schon in Thüringen nicht gerade kurz - mangelnde personelle Ausstattung bei 
gestiegenen Anforderungen an Betriebsplanzulassungen und ein Verlust an fachlicher 
Kompetenz, weil aufgrund der dünnen Personaldecke nicht alle Themenbereiche im 
notwendigen Umfang behördlich bearbeitet werden können, sind nur einige Klagen der 
hessischen Steine- und Erden-Industrie. Das, was hier in Thüringen geplant ist, ist wirklich 
kein Gewinn für die Wirtschaft oder gar eine best-practice-Lösung. 

Mittelfristig befürchten wir durch die Einbindung in ein Großamt einen Verlust an Fach- und 
Sachkompetenz. 
Im Jahr 2001 wurde die Thüringer Landesanstalt für Geologie aufgelöst und als 
Geologischer Dienst in die Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie integriert. In 
dieser Zeit wurden im Bereich der Thüringer Landesgeologie erheblich Personalstellen 
abgebaut und ging Fachkompetenz verloren. Nach unserer Kenntnis hat der Geologische 
Dienst Thüringen gegenwärtig  ca.  30 Angestellte, davon 18 Geowissenschaftler. In der 
Thüringer Landesanstalt für Geologie waren seinerzeit 60 Personen, davon 35 Geo-
wissenschaftler angestellt. 
In dem für unsere Industrie so wichtigen Bereich der Lagerstättengeologie, die sich mit 
Fragen der Suche, Erkundung und Sicherung einheimischer Rohstoffe beschäftigt, wurde 
das Personal um 50 Prozent von ehemals vier auf gegenwärtig zwei Mitarbeiter reduziert. 
Obwohl der Geologische Dienst wichtige Aufgaben im Bereich Geothermie, Hydrogeologie, 
Rohstoffgeologie, Ingenieurgeologie, Baugrund- und Altlastenerkundung, Georisiken, 
Endlagersuche und Infrastrukturgeologie erfüllt, wird er nach dem Entwurf des Thüringer 
Verwaltungsreformgesetzes 2018 nicht einmal mehr im Namen des neuen Amtes 
auftauchen. 
Mittelfristig befürchten wir einen ähnlichen Stellenabbau in der Abteilung Bergbau innerhalb 
des Thüringer Landesamtes für Umwelt, Bergbau und Naturschutz, welcher erhebliche 
Auswirkungen auf die wirtschaftliche Tätigkeit einer ganzen Branche hätte und letztlich die 
Versorgung mit einheimischen Rohstoffen in Frage stellt. 

Sehr geehrte Frau Ministerin, 

selbstverständlich begrüßen wir als Wirtschafts- und Arbeitgeberverband kostengünstige und 
zeitgemäße Verwaltungsstrukturen. Wir könnten uns alternativ zum Thüringer 
Verwaltungsreformgesetz sehr gut vorstellen, dass Thüringen dem Beispiel der anderen 
beiden mitteldeutschen Bundesländer folgt und ein eigenständiges Landesbergamt erhält 
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und in der Abteilung 2 des Thüringer Wirtschaftsministeriums als eigenes Referat „Rohstoffe 
und Bergbau" integriert wird. 

Im Namen der Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens bitten wir Sie, Abstand von den 
Planungen des Thüringer Verwaltungsreformgesetzes 2018 zu nehmen. 

Mit  free  ichen rüßen d h rzlichem Glück auf riG 

L , 
Dipl.- ologe, ipKfm.  (FH)  Bert us 
Ge häftsführer  

l.- 
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Ministerpräsident des Freistaates Thüringen 
Herrn Bodo Ramelow 
Regierungsstraße 73 
99084 Erfurt 

Berlin, den 29. Januar 2018 

Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

die Bergbau- und Rohstoffindustrie in Thüringen ist ein Wirtschaftszweig, der für die 
Bereitstellung von Primärbaustoffen und Rohstoffen für die chemische Industrie, 
Landwirtschaft, Bauwirtschaft und die Grundstoffindustrie eine hohe Bedeutung besitzt. 

Im vergangenen Jahr haben Sie als Ministerpräsident die Schirmherrschaft über den 
Thüringer Baustofftag übernommen und haben in Ihrem Grußwort am 8. Juni 2017 
eindrucksvoll die Bedeutung der Gewinnung und Nutzung von einheimischen Rohstoffen im 
Freistaat Thüringen dargestellt. Damit dies auch in Zukunft so sein wird, braucht die 
Bergbau- und Rohstoffindustrie im Freistaat Thüringen verlässliche Rahmenbedingungen, 
die auch eine eigenständige Aufsichts- und Zulassungsbehörde einschließen. 

Wir wenden uns mit Nachdruck gegen das Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018, 
welches im § 2 eine Auflösung des Thüringer Landesbergamtes vorsieht. Nach dem 
Gesetzentwurf soll das Thüringer Landesbergamt seine Selbständigkeit verlieren und in ein 
künftiges Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz integriert werden. 

Die Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens hat ein vitales Interesse am Erhalt einer 
eigenständigen Fachbehörde. In den vergangenen Jahrzehnten hat das Thüringer 
Landesbergamt in Gera seine Fach- und Sachkompetenz unter Beweis gestellt und ist ein 
wichtiger Ansprechpartner für unsere Unternehmen. Durch die grundlegende Um-
strukturierung der Thüringer Bergverwaltung im Jahr 2002 wurde eine leistungsfähige 
Behörde geschaffen, die bereits heute alle Anforderungen an eine moderne, leistungsfähige 
Auf schichts- und Genehmigungsbehörde erfüllt und die in einem starken Maße Bündelungs-
aufgaben wahrnimmt. 

Unternehmerverband Minerallsche Baustoffe e. V. 
Geschäftsstelle, Sitz und Rechnungsanschrift 

Paradiesstraße 208, 12526 Berlin  
Tel  030 616957-32, Fax 030 61695740 
berlin@uvmb.de  
IBAN: DE61 8207 0000 0220 9955 00 
.BIC: DEUTDE8EXXX 

Geschäftsstelle Leipzig 

Walter-Köhn-Straße I c  
Tel  0341 520466-0 
Fax 0341 520466-20 
leipzig@uvinb de 
www.uvinb,de 

Geschäftsführung  

Dr  -leg Steffen Wiedenteld 
(Hauptgeschäftsführer) 
RA Gerald Rollelt 
Olpl.-Geol., Dipl -Kfm (FH)  Bert  Vulpius 



Unternehmerverband Mineralische Baustoffe (UVMEll e. V. SeIte 2 von 3 

Mit der Auflösung des Thüringer Landesbergamtes beschreitet der Freistaat Thüringen einen 
Sonderweg und verliert einen wirtschaftlichen Standortvorteil. Vergleichbare Bundesländer, 
wie Sachsen-Anhalt, Sachsen, Brandenburg oder Mecklenburg-Vorpommern, haben nach 
abgeschlossenen Verwaltungsreformen eigenständige Bergämter bzw. Landesämter für 
Bergbau und Geologie erhalten. 
Dass unsere Befürchtungen sehr wohl eine reale Basis haben, zeigen die Entwicklungen in 
Hessen, wo Ende der 1990er Jahre die Eigenständigkeit der Bergverwaltung endete. 
Unternehmen, die sowohl in Hessen als auch in Thüringen tätig sind, und davon gibt es 
einige, spüren den deutlichen Unterschied zwischen beiden Bundesländern. Erheblich 
längere Laufzeiten für Genehmigungsverfahren - und diese Laufzeiten sind mit  ca.  5 Jahren 
auch schon in Thüringen nicht gerade kurz - mangelnde personelle Ausstattung bei 
gestiegenen Anforderungen an Betriebsplanzulassungen und ein Verlust an fachlicher 
Kompetenz, weil aufgrund der dünnen Personaldecke nicht alle Themenbereiche im 
notwendigen Umfang behördlich bearbeitet werden können, sind nur einige Klagen der 
hessischen Steine- und Erden-Industrie. Das, was hier in Thüringen geplant ist, ist wirklich 
kein Gewinn für die Wirtschaft oder gar eine best-practice-Lösurig. 

Mittelfristig befürchten wir durch die Einbindung in ein Großamt einen Verlust an Fach- und 
Sachkompetenz. 
Im Jahr 2001 wurde die Thüringer Landesanstalt für Geologie aufgelöst und als 
Geologischer Dienst in die Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie integriert. In 
dieser Zeit wurden im Bereich der Thüringer Landesgeologie erheblich Personalstellen 
abgebaut und ging Fachkompetenz verloren. Nach unserer Kenntnis hat der Geologische 
Dienst Thüringen gegenwärtig  ca.  30 Angestellte, davon 18 Geowissenschaftler. In der 
Thüringer Landesanstalt für Geologie waren seinerzeit 60 Personen, davon 35 Geo-
wissenschaftler angestellt. 
In dem für unsere Industrie so wichtigen Bereich der Lagerstättengeologie, die sich mit 
Fragen der Suche, Erkundung und Sicherung einheimischer Rohstoffe beschäftigt, wurde 
das Personal um 50 Prozent von ehemals vier auf gegenwärtig zwei Mitarbeiter reduziert. 
Obwohl der Geologische Dienst wichtige Aufgaben im Bereich Geothermie, Hydrogeologie, 
Rohstoffgeologie, Ingenieurgeologie, Baugrund- und Altlastenerkundung, Georisiken, 
Endlagersuche und Infrastrukturgeologie erfüllt, wird er nach dem Entwurf des Thüringer 
Verwaltungsreformgesetzes 2018 nicht einmal mehr im Namen des neuen Amtes 
auftauchen. 
Mittelfristig befürchten wir einen ähnlichen Stellenabbau in der Abteilung Bergbau innerhalb 
des Thüringer Landesamtes für Umwelt, Bergbau und Naturschutz, welcher erhebliche 
Auswirkungen auf die wirtschaftliche Tätigkeit einer ganzen Branche hätte und letztlich die 
Versorgung mit einheimischen Rohstoffen in Frage stellt. 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

selbstverständlich begrüßen wir als Wirtschafts- und Arbeitgeberverband kostengünstige und 
zeitgemäße Verwaltungsstrukturen. Wir könnten uns alternativ zum Thüringer 
Verwaltungsreformgesetz sehr gut vorstellen, dass Thüringen dem Beispiel der anderen 
beiden mitteldeutschen Bundesländer folgt und ein eigenständiges Landesbergamt erhält 
und in der Abteilung 2 des Thüringer Wirtschaftsministeriums als eigenes Referat „Rohstoffe 
und Bergbau" integriert wird. 
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In der gegenwärtigen Struktur innerhalb des Ministeriums für Umwelt, Energie und 
Naturschutz ist die Rohstoff- und Bergbauindustrie nicht richtig aufgehoben. Auch ist in den 
öffentlichen Auftritten der zuständigen Ministerin nicht zu erkennen, dass man entsprechend 
dem Nachhaltigkeitsprinzip in der Lage ist, die in diesem Ministerium auflaufenden 
unterschiedlichen Interessen auszugleichen. 

Im Namen der Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens bitten wir Sie, Abstand von den 
Planungen des Thüringer Verwaltungsreformgesetzes 2018 zu nehmen. 

Mit freundlichen Grüße  end  herzlichem Glück auf 

Dipl.- e, Dipl.-Kfm. (FH) BeVu .ius 
Ge äftsführer 



VBGU 
Verband Bergbau, Gee!ogle und Umwell  eV,  

 

UVIA113' GIPS 
kii=irje:Crit Bundesverband der Glpsindustrle 

 

• • 
oc3sd

e baustoffindustrie 

Bundesverband Baustoffe Steine und Erden e.V.  
German Budding  Materials  Association  

I 

KS 1" 
11' I 

Verband der Kali- und Salzindustrie e.V.  le  Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e.V. 

R.  

Ministerpräsident des Freistaates Thüringen 
Herrn Bodo Ramelow ' 
Regierungsstraße 73 
99084 Erfurt 

Berlin, den 27. Februar 2018 

Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 — Auflösung des Thüringer Landesbergamts 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

die Bergbau- und Rohstoffindustrie in Thüringen ist ein Wirtschaftszweig, der für die 
Bereitstellung von Primärbaustoffen und Rohstoffen für die chemische Industrie, 
Landwirtschaft, Bauwirtschaft und die Grundstoffindustrie eine hohe Bedeutung besitzt. 
In jüngster Zeit diskutieren wir intensiv über das Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 
und die Folgen für unsere Industrie und den Freistaat. 

Nach dem vorgelegten Gesetzentwurf wird das Thüringer Landesbergamt mit seiner Auf-
lösung seine Selbständigkeit verlieren und in das künftige Thüringer Landesamt für Umwelt, 
Bergbau und Naturschutz integriert. Das Thüringer Landesbergamt als Vollzugs- und 
Genehmigungsbehörde mit klarem Wirtschaftsbezug würde dann mit einer Umwelt- und 
Naturschutzbehörde zusammengeführt werden, deren Aufgabenprofil ein völlig anderes ist. 

Die Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens hat ein vitales Interesse am Erhalt einer 
eigenständigen Fachbehörde. Die Planungen der Verwaltungsreform erfüllen uns daher mit 
großer Sorge. 
Wir glauben, dass Fach- und Sachkompetenz, die gegenwärtig im Thüringer Landesbergamt 
in Gera konzentriert ist, innerhalb dieses Großamtes verloren gehen bzw. verwässert 
werden. Wir befürchten, dass zukünftig beispielsweise bergrechtliche Planfeststellungs-
verfahren nicht mehr von Fachleuten der Bergverwaltung geführt werden. Auch sehen wir die 
Gefahr, dass fachkompetentes Personal schon bald nicht mehr im Ressort gehalten werden 
kann, da frei werdende Stellen dann absehbar amtsintern mit Mitarbeitern aus anderen 
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Fachbereichen besetzt werden. In vergleichbaren Strukturen anderer Bundesländer stellen 
wir regelmäßig einen Verlust an Fachkompetenz fest. 
Selbstverständlich begrüßen wir kostengünstige und zeitgemäße Verwaltungsstrukturen. 
Nach unseren Erfahrungen erfüllt die Thüringer Bergverwaltung bereits heute diese 
Anforderungen. Durch die grundlegende Umstrukturierung im Jahr 2002 wurde eine 
leistungsfähige Behörde geschaffen, die Genehmigungs-, Auf sichts- und Bündelungsfunktion 
für Vorhaben unserer Industrie wahrnimmt. 

Vergleichbare Bundesländer, wie Sachsen-Anhalt, Sachsen, Brandenburg oder 
Mecklenburg-Vorpommern, haben nach abgeschlossenen Verwaltungsreformen eigen-
ständige Bergämter bzw. Landesämter für Bergbau und Geologie erhalten. Der Freistaat 
Thüringen würde mit der geplanten Verwaltungsstruktur einen Sonderweg beschreiten und 
damit einen wirtschaftlichen Standortvorteil verlieren. Die wirtschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen, wie sie in der Rohstoffstrategie der Bundesregierung und der Europäischen 
Rohstoffinitiative perspektivisch dargestellt sind, bestätigen die Notwendigkeit einer 
leistungsfähigen, eigenständigen Bergbehörde. 
Wir könnten uns als zukunftsfähige Struktur sehr gut vorstellen, dass im Rahmen einer 
Verwaltungsreform ein eigenständiges Landesbergamt erhalten und dem Thüringer 
Wirtschaftsministerium in einem Referat „Rohstoffe und Bergbau" unterstellt wird. 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

die Verbände der deutschen Rohstoff- und Bergbauindustrie und der Wirtschaft Thüringens 
bitten Sie, unser Anliegen zu berücksichtigen. Erhalten Sie die Kompetenz und Effektivität 
des Thüringer Landesbergamtes, indem Sie die Eigenständigkeit des Amtes und damit die 
Fachkunde des Personals sichern. Sie setzen damit ein Zeichen für den Erhalt und Ausbau 
des Wirtschaftszweigs. 
Gern möchten wir auch die Möglichkeit nutzen, uns mit Ihnen dazu in einem persönlichen 
Gespräch auszutauschen und würden uns über einen Terminvorschlag freuen. 

Mit freuncilläes,v Grüß und Glück auf 
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